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1. Uebersicht

Am 25. September dieses Jahres haben Volk und Stände im Rahmen 

einer Verfassungsrevision der Erhöhung der Unterschriftenzah - 

len für Initiative und Referendum deutlich zugestimmt. Am 4. De­

zember haben wir nun zum Bundesgesetz über die politischen Rech­

te Stellung zu nehmen.

Die geltenden Bestimmungen über die politischen Rechte des Schwei­

zerbürgers sind in zahlreichen Erlassen, die zum Teil aus den 

SiebzigerJahren des letzten Jahrhunderts stammen, geregelt. Es 

handelt sich insbesondere um die sechs Gesetze betreffend die Aus­

übung des Stimm- und Wahlrechts sowie des Initiativ- und Referen­

dumsrechts. Diese Verteilung auf mehrere Sondererlasse mit weit 

über loo Artikeln und die vielen Verweisungen machen die ganze 

Gesetzesmaterie unübersichtlich; sie ist zudem teilweise lücken­

haft und veraltet. Die in der Praxis immer wieder feststellbaren 

Mängel sowie zahlreiche diesbezügliche Vorstösse im Parlament — 

der erste bereits im Jahre 1922 — unterstreichen die Notwendig­

keit einer Revision.

Die Ueberprüfung des geltenden Rechts geschah in der Absicht, 

sämtliche Bestimmungen in einem einzigen Bundesgesetz über die 

politischen Rechte zusammenzufassen. Neben vielen zu ändernden 

Bestimmungen und neu zu regelnden Einzelfragen bestand auch das 

Bedürfnis, die Vorschriften über die politischen Rechte auf eid­

genössischer Ebene möglichst zu vereinheitlichen, ohne dabei die 

kantonalen Eigenheiten zu vernachlässigen, sind doch die Kantone 

nach wie vor für die Durchführung der Wahlen und Abstimmungen zu­

ständig.

Das vorliegende Gesetz, das all diesen Anforderungen Rechnung 

trägt, ist von beiden Kammern des Parlamentes einstimmig gutge- 

heissen worden.

In der Folge ist gegen das Gesetz von einem aus zahlreichen lin­

ken Gruppierungen zusammengesetzten "Komitee gegen den Abbau der 

Volksrechte" das Referendum ergriffen worden und in nur gerade 

2 Monaten effektiver Samnelzeit mit 5o'555 Unterschriften auch 

zustande gekommen. Damit hat das Komitee sein Hauptargument, die 

Befristung der Unterschriftensammelzeit für Volksinitiativen auf 

18 Monate sei untragbar, gleich selbst entkräftet. Ganz abgese­

hen davon stellt sich die Frage, wie sinnvoll es ist, gegen ein
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Gesetz von über 9o Artikeln letztlich wegen einer einzigen Be - 

Stimmung das Referendum zu ergreifen.

Doch was bringt das Bundesgesetz über die politischen Rechte über­

haupt Neues?

2. Die wichtigsten Bestimmungen.

2.1 Stimmrecht, Stimmabgabe und Abstimmungen.

Zunächst wird in Art.2 der Ausschluss vom Stimmrecht in eidge­

nössischen Angelegenheiten gesamtschweizerisch einheitlich gere­

gelt. Bisher war dies nach kantonalem Recht zum Teil unterschied­

lich geordnet, was vom Grundsatz der Rechtsgleichheit aus gesehen 

stossend war.

Die briefliche Stimmabgabe wird wesentlich erweitert (Art.5,

Abs.4). Bisher konnten nur Kranke, Gebrechliche und beruflich 

Abwesende von dieser Möglichkeit Gebrauch machen. Neu soll jede 

Ortsabwesenheit ohne weitere Begründung zur brieflichen Stimmab­

gabe berechtigen. Die Kantone müssen dies zulassen. Sie können 

die briefliche Stimmabgabe sogar in weiterem Umfange vorsehen, 

was dann auch für eidgenössische Wahlen und Abstimmungen gelten 

würde.

Neu wird jenen Kantonen, welche für die kantonalen Abstimmungen 

und Wahlen die Stellvertretung kennen, ermöglicht, diese mit den 

gleichen Voraussetzungen auch für eidgenössische Urnengänge zu­

zulassen (Art.5, Abs.6).

Das neue Gesetz verpflichtet die Kantone überdies, die Stimmab­

gabe Invalider (Art.6) sowie die vorzeitige Stimmabgabe an min­

destens zwei von vier Tagen vor dem Abstimmungssonntag zu er­

möglichen (Ar t .7).

Wehrmänner und neu auch Zivilschutzdienstleistende können fortan 

sowohl bei eidgenössischen als auch bei kantonalen und kommuna­

len Urnengängen nach dem gleichen Verfahren wie andere Ortsabwe­

sende brieflich stimmen. Das komplizierte Verfahren mit Wahl­

offizieren etc. fällt damit weg, was auch den Dienstbetrieb er­

heblich vereinfacht.

Eine der wesentlichsten Neuerungen sieht Artikel 11 vor. Danach 

soll der Stimmbürger künftig nebst den nackten und oftmals schwer-
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verständlichen Gesetzes- -und Verfassungstexten eine kurze, 

sachliche Abstimmungserläuterung erhalten. Diese soll nicht nur 

die Zusammenhänge aufzeigen und den Standpunkt der Parlaments­

mehrheit zum Ausdruck bringen, sondern auch den Auffassungen we­

sentlicher Minderheiten Rechnung tragen.

Alle unter diesem Titel laufenden Bestimmungen sollen dem Bürger 

die Stimmabgabe erleichtern und damit — so hofft man — zu einer 

Hebung der Stimmbeteiligung beitragen.

2.2 Wahl des Nationalrates.

Dieser Abschnitt hat keine grundlegenden Aenderungen erfahren.

Neu ist, dass ein Wahlvorschlag (liste) nicht mehr nur von 15, 

sondern von mindestens 5o im Wahlkreis wohnhaften Stimmberechtig­

ten unterzeichnet sein muss (Art.24). Damit will man Jux-Listen 

verhindern respektive der Listenzersplitterung Einhalt ge­

bieten. Diese hat nicht nur zu einer Verwirrung der Wähler geführt, 

sondern auch unnötige Kosten verursacht.

Künftighin soll gemäss Artikel 33 der Kanton für die Erstellung 

und Zustellung der Wahlzettel verantwortlich sein. In vielen 

Kantonen ist dies bereits der Fall. Die Begleichung der Herstel­

lungskosten für die Wahlzettel durch die öffentliche Hand soll 

den politischen Parteien ihre Aufgabe erleichtern. Es soll auch 

sichergestellt sein, dass die Wähler in den Besitz aller Listen 

gelangen, denn eine umfassende Wahlfreiheit setzt eine Uebersicht 

über sämtliche Kandidaten des Wahlkreises voraus.

Schliesslich werden in Zukunft auch alle Stimmberechtigten vor je­

der G-esamterneuerungswahl des Nationalrates eine kurze Wahlanlei­

tung erhalten, mit welcher das komplizierte Proporzwahlverfahren 

erklärt werden soll (Art.34).

Auch diese Bestimmungen liegen ganz im Interesse des einzelnen 

Bürgers, aber auch der Parteien.

2„3 Referendum und Initiative

Zur Erleichterung der Arbeit von Behörden und Initiativkomitees 

sind, einem wiederholten Begehren entsprechend, die Voraussetzungen
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für eine kollektive Behandlung von Unterschriften geschaffen 

(Art.62, Abs.4) und genauere Anforderungen an die Bescheinigung 

der Unterschriften für Volksbegehren und Referenden (Art.65 u.66) 

aufgestellt worden.

Volksinitiativen müssen künftig eine vorbehaltlose Rückzugsklau­

sel sowie die Namen 'und Adressen von mindestens sieben Urhebern 

der Initiative (Initiativkomitee) enthalten (Art.68). Die Rück­

zugsmöglichkeit soll unnötige Volkabstimmungen vermeiden helfen, 

wenn Initiativen, selbst nach Ansicht der Initianten, überholt 

oder gegenstandslos geworden sind, etwa durch Zeitablauf oder 

politische Entwicklungen.Bisher war eine Rückzugsklausel nicht 

obligatorisch.

Im Zusammenhang mit der Vorprüfung einer Initiative (Art.69) durch 

die Bundeskanzlei, welch erstere den Initiativkomitees zahlreiche 

Vorteile bietet, wird letzterer auch die Pflicht auferlegt, Titel 

von Initiativen zu ändern, die offensichtlich irreführend sind, 

kommerzielle oder persönliche Werbung enthalten (z.B. "Denner- 

Initiative") oder zu Verwechslungen Anlass geben.

Die Befristung der Unterschriftensammlung für Volksinitiativen 

auf 18 Monate (Art.71) ist der umstrittenste Punkt dieses Gesetzes. 

Mit der Fristsetzung möchte man der Initiativenflut Ein - 

halt gebieten und so den ganzen Abstimmungsapparat (Verwaltung, 

Behörden, Parteien) administrativ und finanziell entlasten. Die 

Fristsetzung ermöglicht den Behörden und Parteien aber auch eine 

bessere Planung ihrer Arbeit. Der Unterzeichner einer Initiative 

hat ein Interesse daran, dass seine Unterschrift möglichst bald 

zum Tragen kommt, weil er unter Umständen seine Ansicht nach Jah­

ren ändert. Für die Initianten selbst bietet die Fristsetzung den 

Vorteil, dass sie so ziemlich genau wissen, wann ihr Begehren 

zur Behandlung kommt.Damit kann vermieden werden, dass ein Initia­

tivtext Fristen enthält, die bei einer Volksabstimmung längst 

überholt sind (siehe Albatros-Initiative).Die Hälfte der Kan - 

tone verlangt bei Verfassungsinitiativen ebenfalls die Einhal­

tung einer Frist, und zwar zwischen 2 und 12 Monaten. Eine Frist 

von 18 Monaten scheint also im Vergleich mit den beim Referen­

dum verlangten 3 Monaten sowie im Vergleich mit den Kantonen an­

gemessen, und zwar auch unter Berücksichtigung des neuen Quorums 

von loo'ooo Unterschriften. Nach wie vor gilt das Argument, dass 

das Unterschriftensammeln durch die Versechsfachung der Stimm­

berechtigten seit 1391 sowie durch die verbesserten Kommunika-
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tionsmöglichkeiten erheblich erleichtert worden ist. Da bislang 

keine Frist und somit auch kein Beschleunigungsanreiz bestanden 

hat, ist die Frage, wieviele der bisher eingereichten Initiati­

ven bei einer Frist von 18 Monaten nicht zustande gekommen wä­

ren, äusserst problematisch zu beantworten.

Ein letzter Punkt: Das vorliegende Gesetz hält in Artikel 76 an 

der Unmöglichkeit eines doppelten Ja bei gleichzeitiger Abstim­

mung über Initiative und Gegenvorschlag fest. Dies nicht, weil 

man das Problem nicht erkannt hat, sondern weil man es auf Ver­

fassungsebene (Totalrevision der BV) lösen möchte. Bei zweifa­

chem Ja ist es nämlich möglich, dass beide Vorlagen von Volk 

und Ständen angenommen werden. Da das Volks- und Ständemehr ab­

solut gleichgewichtet werden, stellt sich die Frage, welche der 

beiden Vorlagen als angenommen gälte, jene mit dem grösseren 

Ständemehr oder jene mit dem grösseren Volksmehr. Bisher haben 

sich Überigens nur bei drei Volksabstimmungen diesbezügliche 

Probleme ergeben.

3. Zusammenfassung

Das Bundesgesetz über die politischen Rechte kann und will keine 

grundlegende Neugestaltung der Volksrechte vornehmen; es kann 

nur im Rahmen der geltenden Verfassungsvorschriften die Bestim­

mungen über den Gebrauch der Volksrechte vereinheitlichen und 

wo nötig der heutigen Zeit anpassen.

Für die meisten Kantone ändert sich nur wenig oder zumindest 

nichts, was sich nicht schon in anderen Kantonen bewährt hat.

Dem Stimmbürger bleiben seine politischen Rechte erhalten, ja 

sie werden teilweise sogar erweitert. Eine Straffung erfolgt 

dort, wo das der übermässige Gebrauch der Rechte im Interesse 

einer funktionsfähigen Demokratie sinnvoll erscheinen lässt.

Die Zusammenfassung von sechs Erlassen und 122 Artikeln in ei­

nem einzigen Gesetz mit 92 Bestimmungen dient der Uebersicht- 

lichkeit. Das Gesetz bringt mit verschiedenen Details für 

Stimmbürger, für Initiativ- und Referendumskomitees sowie für 

Parteien und Behörden zahlreiche Erleichterungen und Vereinfa­

chungen .

Die Vorteile überwiegen allfällige Nachteile eindeutig. Das Ge­

setz bringt auch eine Verwesentlichung der Volksrechte und 

damit der Demokratie,




